
Betrüger
nutzenGunst
der Stunde

Wiesbaden/München. Die Coro-
na-Krise hat zu einemAnstieg der
Betrugsfälle geführt. Das Bundes-
kriminalamt (BKA) meldet 7585
Fälle von Subventionsbetrug,
meist ging es um Corona-Sofort-
hilfeanträge. Der Schaden liegt
bei 151 Millionen Euro.

Deutschlands größter Versi-
cherer Allianz registriert unter-
dessen steigende Fallzahlen von
Versicherungsbetrug. Die Zahl
der Betrugsversuche sei seit Be-
ginn der Pandemie um rund 10
Prozent gestiegen. Auffällig sei
ein mutmaßlicher Zusammen-
hang mit den Schließungen von
Einzelhandel und Gastronomie.

Demnach verzeichnete das Un-
ternehmen eine plötzliche Zunah-
me von Wasserschäden bei ge-
werblichen Kunden von rund ei-
nem Viertel. Als Beispiel nennt
das Unternehmen durch Wasser
zerstörte Saisonware, die auf-
grund der Corona-Beschränkun-
gen in den Läden nicht verkauft
werden konnte.

Laut Gesamtverband der deut-
schen Versicherungswirtschaft
handelt es sich branchenweit um
einen relativen Anstieg: Die Scha-
denzahlen in der Corona-Pande-
mie gingen demnach insgesamt
zurück, die Anzahl dubioser Scha-
denmeldungen blieb jedoch nahe-
zu unverändert. Damit machen
diese dubiosen Fälle dann natur-
gemäß einen höheren Anteil der
Schadenmeldungen aus. Der weit
überwiegende Teil der Versiche-
rungskunden sei ehrlich. dpa

Kriminalität Gaunereien
mit Corona-Hilfen und
Wasserschäden bei
Saisonware: BKA und
Allianzmelden Anstieg.

Engpässe
drückenBIP

Kiel. Nach Schätzungen des Kie-
ler Instituts für Weltwirtschaft
(IfW) werden sich die Verluste
für die deutscheWirtschaft durch
nicht abgearbeitete Aufträge in
diesem Jahr auf rund 25 Milliar-
den Euro belaufen. Grund dafür
seien fehlende Zulieferungen von
Materialien, etwa aufgrund von
Transportengpässen in der Schiff-
fahrt. Diese kosten die Industrie
laut IfW-Schätzung derzeit rund
5 Prozent anWertschöpfung, was
rund ein Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) ausmacht.

Der Leiter der internationalen
Konjunkturanalyse am IfW,
Klaus-Jürgen Gern, erwartet eine
Besserung der Lage erst nach dem
dritten Quartal 2021. „Für das ge-
samte Jahr 2021 dürften sich die
Verluste für die deutsche Volks-
wirtschaft auf rund 25 Milliarden
Euro belaufen.“ Bereits im August
2020 lag die Produktion laut IfW
aufgrund der Pandemie rund
10 Prozent unter den erwartbaren
Werten. afp

Konjunktur Nicht erledigte
Industrie-Aufträge imWert
von 25 Milliarden Euro.

KfW
Corona bremst
Gründer aus
Frankfurt/Main. In Deutschland
haben sich 2020 rund 537 000
Menschen selbstständig gemacht,
68 000 weniger als 2019, wie die
Förderbank KfW ermittelt hat.
Vor allem bei Vollerwerbsgrün-
dungen wurde mit einem Minus
von 27 000 auf 201 000 ein neuer
Tiefpunkt erreicht. 2019 war die
Zahl der Existenzgründungen
erstmals seit fünf Jahren wieder
gestiegen. Für das laufende Jahr
rechnet KfW-Chefvolkswirtin
Fritzi Köhler-Geib mit einemAuf-
wärtstrend. dpa

Deutsche Bahn
20 000 neue Jobs
in diesem Jahr
Berlin. Die Deutsche Bahn (DB)
will in diesem Jahr rund 20 000
Mitarbeiter einstellen. Bisher lag
das Einstellungsziel für 2021 bei
mindestens 18 000. Bis Ende Mai
gab die Bahn nach eigenen Anga-
ben mehr als 15 000 Einstellungs-
zusagen. Für Bauprojektmanage-
ment und Bauüberwachung wur-
den rund 1500 Mitarbeiter einge-
stellt, 1300 Zugführer bekamen
ebenfalls einen Arbeitsvertrag.
Außerdem traten 800 Fahrdienst-
leiter und 600 IT-Experten neue
Stellen bei der Bahn an. dpa

Nur noch 66 Prozent der Befragten in Deutschland setzen beim Bezahlen vor
allem Bargeld ein, vor einem Jahr waren es 75 Prozent. Auf Platz zwei folgt der
US-Dienstleister Paypal (59 Prozent). Foto: Fernando Gutierrez-Juarez/dpa

Bargeld verliert an Bedeutung

Weltbank hebt Prognose an
Die Weltbank hat in einer Analy-
se zur wirtschaftlichen Lage in
der Volksrepublik China ihr
Wachstumsziel auf 8,5 Prozent
angehoben. Das sind 0,4 Prozent-
punkte mehr als zuletzt. Für 2022
rechnet die Weltbank mit einem
Wachstum von 5,4 Prozent und
damit zu einer Rückkehr zum
Trend vor der Pandemie.

Eurobike nach Frankfurt
Die Fahrradmesse Eurobike zieht
vom Bodensee nach Frankfurt
um. Dazu haben die beiden Mes-
segesellschaften Frankfurt und
Friedrichshafen ein Gemein-
schaftsunternehmen mit Namen
Fairnamic GmbH gegründet.

Heckler & Koch
Flächentarif
gilt wieder
Oberndorf. Die unbezahlte Mehr-
arbeit beimWaffenbauer Heckler
& Koch ist Geschichte. Nach zwei
Jahren läuft ein Sanierungstarif-
vertrag zum 1. Juli aus – dann
greift wieder der Flächentarifver-
trag. Die Belegschaft arbeitet von
Juli an wieder 35 Stunden in der
Woche, die seit 2019 geltenden
zweieinhalb Stunden unbezahlter
Extraarbeit fallen weg. „Der Sa-
nierungstarifvertrag hat sich aus-
gezahlt, die Firma steht heute
deutlich besser da als zuvor“,
heißt es von der IG Metall. dpa

Bei Thyssenkrupp in Duis-
burg kann man leicht den
Überblick verlieren. „Fünf
Mal so groß wieMonaco“,

antworten sie im Werk auf die
Frage, wie groß das Gelände ei-
gentlich ist. Weiße Sandstrände
gibt es an Europas größtem Hüt-
tenwerk allerdings nicht. Dafür
schwarze Kohle, die an einem ei-
genen Hafen für die 2000 Grad
heißen Hochöfen angeliefert
wird, nicht enden wollende Röh-
ren, die sich übers Gelände win-
den und allerorten glühendeMas-
se, deren Ruß und Hitze aus den
Hütten herausstrahlt.

Dieses Bild, das den „Hütten-
stolz“ der Stahlarbeiter über Ge-
nerationen geprägt hat, wird man
bald nur noch in Geschichtsbü-
chern sehen. In einer klimaneu-
tralenWelt ist kein Platz mehr für
Schlote, die so viel CO2 in die At-
mosphäre pusten wie kaum sonst
etwas in Deutschland. Allein das
Thyssenkrupp-Werk in Duisburg
stößt 2,5 Prozent der deutschen
CO2-Emissionen aus – mehr als
der ganze Inlandsflugverkehr. Für
6 Prozent der deutschen Emissi-
onen ist die Stahlbranche insge-
samt verantwortlich.

Ohne Stahl aber, so viel ist si-
cher, geht es auch nicht. Autos,
Brücken, Maschinen, Windräder,
Schienen – selbst die Energiewen-
de ist ohne den Werkstoff nicht
vorstellbar. InWirtschaft und Po-
litik sucht man daher händerin-
gend nach einem Plan, wie die
Schlüsselindustrie auf Klimakurs
gebracht werden kann. Das Ziel:
Die Hochöfen sollen verschwin-
den, der Stahl bleiben. Thyssen-
krupp-Vorstandssprecher Bern-
hard Osburg zeigt sich einigerma-
ßen zuversichtlich, dass das ge-
lingt: „Anders als die Kohle sind
wir nicht substituierbar.“

Egal ob Olaf Scholz (SPD), Ar-
min Laschet (CDU) oder Annale-
na Baerbock (Grüne) – jeder, der
etwas werden will in der deut-
schen Politik, hat zuletzt öffent-
lichkeitswirksam Stahlwerke be-
sucht. Am Montag war Umwelt-

ministerin Svenja Schulze (SPD)
dran und ließ es nicht an warmen
Worten fehlen. „Die Bundesregie-
rung wird die Stahlindustrie bei
der Transformation nicht alleine
lassen“, sagte die Ministerin bei
Thyssenkrupp in Duisburg und
forderte das Unternehmen auf,
sich für eine finanzielle Förde-
rung beimUmweltministerium zu
bewerben.

Der Stahlgigant plant, wie an-
dere Hersteller auch, die Kohle
langfristig durch Wasserstoff zu
ersetzen. UmHexenwerk handelt
es sich dabei nicht, in Schweden
ist eine solche neuartige Anlage
bereits in Betrieb. Das Problem
sind vielmehr die exorbitanten
Kosten. „Wollen wir bis 2030

sechs Millionen Tonnen CO2 ein-
sparen, rechnen wir mit Investi-
tionen von 2 Milliarden Euro“,
sagt Osburg. Die Gesamtkosten
bis 2050 beziffert die Branche auf
rund 30 Milliarden. Den meisten
Experten ist deswegen klar: Allei-
ne schafft die das nicht.

Das Umweltministerium hält
deswegen Fördertopfe von gut 3
Milliarden Euro für die Dekarbo-
nisierung bereit. Wirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) zeigt
sich ebenfalls spendabel und ver-
sprach kürzlich, bis 2024 zusätz-
lich mindestens 5Milliarden Euro
zumobilisieren. Von den Gesamt-
kosten der Industrie könnten bis
zu 12 Milliarden Euro vom Staat
kommen, sagte er. Doch dass das
Geld fließen kann, ist noch lange
nicht sicher. Die EU muss es zu-
nächst beihilferechtlich abseg-
nen. Und die Frage, wie man den
teuren Öko-Stahl gegen Billigim-
porte aus China oder Indien
schützt, ist ebenfalls noch nicht
geklärt.

Das sind aber vielleicht nicht
einmal die gravierendsten Proble-
me. Denn auf die Frage, wo der

ganze Wasserstoff für die Stahl-
wende herkommen soll, gibt es
ebenfalls noch keine belastbare
Antwort. Bei Thyssenkrupp wird
einem das Dilemma vor Augen
geführt: Verloren stehen ein paar
blaue Gasflaschen mit Wasser-
stoff auf demGelände herum. Ein
paar Meter daneben sieht man ei-
nen riesigen Gasometer, groß wie
ein Mehrfamilienhaus: die sechs-
fache Menge eines solchen Gas-
speichers würdeman für eine ein-
zige Anlage benötigen, stellte
man die Produktion auf Wasser-
stoff um, rechnen sie in Duisburg

vor – und zwar innerhalb einer
Stunde.

Würde man den grünen Was-
serstoff, für dessen Herstellung
erneuerbare Energie nötig ist, in
Deutschland herstellen, würde
der Stromverbrauch hierzulande
explodieren. 40 Prozent des Ver-
brauchs aller deutschen Haushal-
te würde allein Thyssenkrupp in
Duisburg verschlingen, sollte das
Werk komplett klimaneutral sein.
30 000 Windräder gibt es in
Deutschland. Will man die Stahl-
branche komplett ergrünen las-
sen, würdeman allein für die Hüt-

ten 12 000 neue Anlagen der gro-
ßen Fünf-Megawatt-Klasse benö-
tigen.

Um die zukünftige Versorgung
mit dem begehrten Stoff sicher-
zustellen, setzt die Bundesregie-
rung deswegen auch auf Wasser-
stoffpartnerschaften mit sonnen-
reichen Ländern. Angesichts der
Größe der Herausforderung sorgt
man sich in der Belegschaft von
Thyssenkrupp dennoch, dass die
grüne Transformation sie den Job
kosten könnte. „Die Bundesregie-
rungmuss beimUmbau der Stahl-
produktion schnell helfen, nicht
übermorgen“, warnt Betriebsrats-
chef Tekin Nasikkol. Sonst sei die
Gefahr „sehr, sehr groß“, dass
künftig in Deutschland kein Stahl
mehr produziert werde.

Neben dem Risiko sieht man
imWerk in Duisburg aber durch-
aus auch die Chancen, die eine
gelungen Transformation des
Werkes am Ende mit sich bringen
würde. So ist sich Personalvor-
stand Markus Grolms sicher:
„Wennman das hier grünmachen
kann, kann man alles grün ma-
chen.“

GrüneRevolution imStahlwerk
Energiewende In den Hütten wird sehr viel CO2 ausgestoßen. Thyssenkrupp will in Duisburg zeigen, dass es auch
anders geht. Noch gibt es aber viele Hürden für die Transformation. Von Igor Steinle

Gibt es bald keine Hochöfen mehr? Thyssenkrupp jedenfalls will die grüne Revolution wagen. Foto: Rolf Vennenbernd/dpa

So soll es funktionieren
Die Hochöfen sollen
„Direktreduktionsanla-
gen“ weichen, in denen
Eisenerz zu einem halb-
festen, mehrere hundert
Grad heißen „Eisen-
schwamm“ verarbeitet
wird. Anders als in der
konventionellen Her-
stellung muss daraus in

einem zweiten Schritt
Rohstahl hergestellt
werden. 2025 soll die
Anlage Duisburg in Be-
trieb gehen. Bis 2030
könnte so allein Thys-
senkrupp 6 Millionen
Tonnen CO2 vermeiden –
so viel, wie 3 Millionen
Verbrennungsmotoren

in die Luft pusten. Bis
allerdings genug Was-
serstoff zur Verfügung
steht, muss Erdgas als
Energieträger herhalten.
Selbst das wäre ein
Fortschritt: Im Vergleich
zum Status Quo würde
die Hälfte der Emissio-
nen eingespart. igs

Die Gefahr ist
sehr groß, dass

in Deutschland kein
Stahl mehr produziert
wird.
Tekin Nasikkol
Betriebsratschef
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